
26

Zu TOP 8 der ordentlichen Haupt- 
versammlung erstattet der Vorstand 
gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2, § 186  
Abs. 4 Satz 2 AktG folgenden Bericht:

Unter TOP 8 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversammlung 
vor, ein genehmigtes Kapital (genehmigtes Kapital 2018) in Höhe von no-
minal insgesamt Euro 21.500.000 – das entspricht knapp 20 % des zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals – zu schaffen, 
mit dem das aktuell bestehende genehmigte Kapital ersetzt wird. 

Hierdurch wird der Gesellschaft eine Möglichkeit der Eigenkapitalbe-
schaffung eröffnet. Damit wird dem Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats ermöglicht, noch flexibler auf günstige Marktverhältnisse zu 
reagieren und diese optimal zu nutzen.

Zur erklärten Strategie der MLP SE gehört es, auch weiterhin durch ge-
zielte Akquisitionen von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder 
Unternehmensteilen ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und dadurch 
langfristige und kontinuierliche Ertragszuwächse zu ermöglichen. Damit 
soll zugleich der Wert der MLP Aktie gesteigert werden. Um Eigenkapi-
tal zur Finanzierung auch größerer Vorhaben zur Verfügung zu haben, 
ist es notwendig, das vorgeschlagene genehmigte Kapital zu schaffen. Die 
Bemessung der Höhe des genehmigten Kapitals soll sicherstellen, auch grö-
ßere Unternehmensakquisitionen gegen Bar- oder Sachleistung finanzie-
ren zu können. Da eine Kapitalerhöhung bei einer Akquisition kurzfristig 
erfolgen muss, kann diese in aller Regel nicht von der nur einmal jährlich 
stattfindenden Hauptversammlung unmittelbar beschlossen werden. Viel-
mehr bedarf es aus diesem Grund der Schaffung eines genehmigten Kapi-
tals, auf das der Vorstand schnell zurückgreifen kann.

Im Falle einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen wird der Vorstand 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Akti-
onäre auszuschließen. Hierdurch wird es dem Vorstand ermöglicht, ohne 
Beanspruchung der Börse eigene Aktien der Gesellschaft zur Verfügung 
zu haben, um in geeigneten Einzelfällen diese Aktien insbesondere im Zu-
sammenhang mit Unternehmenszusammenschlüssen, dem Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen oder 
anderen mit einem Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang stehenden 
Wirtschaftsgütern einsetzen zu können. Die MLP SE steht in einem har-
ten Wettbewerb. Sie muss deshalb jederzeit in der Lage sein, in den sich 
wandelnden Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel zu 



27Einladung zur Hauptversammlung

handeln. Dazu gehört es auch, Unternehmen, Unternehmensteile oder Be-
teiligungen an Unternehmen zur Verbesserung der Wettbewerbsposition 
zu erwerben. Dabei zeigt sich, dass beim Erwerb von Unternehmen oder 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen immer größere 
Einheiten betroffen sind. Vielfach müssen hierbei sehr hohe Gegenleistun-
gen gezahlt werden. Diese Gegenleistungen können oder sollen – insbeson-
dere unter dem Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur – oft 
nicht mehr in Geld erbracht werden. Veräußerer bestehen verschiedentlich 
darauf, als Gegenleistung Aktien der erwerbenden Gesellschaft zu erhalten. 
Die Möglichkeit, eigene Aktien als Akquisitionswährung anbieten zu kön-
nen, schafft damit einen Vorteil im Wettbewerb um interessante Akquisiti-
onsobjekte. Die vorgeschlagene Ermächtigung gibt der Gesellschaft mithin 
den notwendigen Spielraum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von 
Unternehmen oder Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unterneh-
men schnell und flexibel auszunutzen, und versetzt sie in die Lage, unter 
Ausnutzung des genehmigten Kapitals in geeigneten Fällen auch größere 
Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen daran auch gegen 
Überlassung von eigenen Aktien erwerben zu können. Es kommt bei ei-
nem Bezugsrechtsausschluss zwar zu einer Verringerung der relativen 
Beteiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen 
Aktionäre. Bei Einräumung eines Bezugsrechts wäre aber der Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unterneh-
men gegen Gewährung von Aktien nicht möglich und die damit für die Ge-
sellschaft und die Aktionäre verbundenen Vorteile wären nicht erreichbar.

Den vorgenannten Zwecken dient zwar weitgehend auch die Verwen-
dungsermächtigung in lit. d) (1) des zu Tagesordnungspunkt 6 der Haupt-
versammlung vom 29. Juni 2017 gefassten Beschlusses zum Erwerb und 
zur Verwendung eigener Aktien der Gesellschaft. Der Gesellschaft soll 
aber die notwendige Flexibilität eingeräumt werden, solche Zwecke auch 
unabhängig von einem Erwerb eigener Aktien erreichen zu können. 

Konkrete Erwerbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit Gebrauch ge-
macht werden soll, bestehen zurzeit nicht. Wenn sich Möglichkeiten zum 
Erwerb von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen 
an Unternehmen konkretisieren, wird der Vorstand in jedem Einzelfall 
sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung zum 
Zwecke der Gewährung neuer Aktien Gebrauch machen soll. Er wird dies 
nur dann tun, wenn er zu der Überzeugung gelangt, dass der Unterneh-
mens- oder Beteiligungserwerb gegen Gewährung von MLP Aktien im 
wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. Der Aufsichtsrat wird 
seine erforderliche Zustimmung zur Verwendung der eigenen Aktien zu 
diesem Zweck nur erteilen, wenn er ebenfalls zu dieser Überzeugung ge-
langt. Über die Einzelheiten der Ausnutzung dieser Ermächtigung wird 
der Vorstand in der Hauptversammlung berichten, die auf einen etwai-
gen Erwerb gegen Gewährung von Aktien der MLP SE folgt.
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Sofern das Grundkapital gegen Bareinlagen erhöht werden soll, ist den 
Aktionären ein Bezugsrecht zu gewähren. Der Vorstand soll jedoch er-
mächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 
der Aktionäre auszuschließen, wenn der Ausgabebetrag den Börsenpreis 
der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung 
nicht wesentlich im Sinne der § 203 Abs. 1 und 2, § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG unterschreitet. Dabei wird ein etwaiger Abschlag vom aktuellen 
Börsenpreis voraussichtlich nicht über 3 %, jedenfalls aber maximal 
bei 5 % des Börsenpreises liegen. Die Ermächtigung gilt jedoch nur mit 
der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundka-
pitals nicht überschreiten dürfen; maßgeblich für die Berechnung dieser 
10 %-Grenze ist entweder das zum 14. Juni 2018, das zum Zeitpunkt der 
Eintragung im Handelsregister oder das zum Zeitpunkt der Ausgabe der 
neuen Aktien vorhandene Grundkapital, je nachdem, zu welchem dieser 
Zeitpunkte das Grundkapital am geringsten ist. Auf diese Begrenzung 
auf 10 % des Grundkapitals sind diejenigen Aktien mit anzurechnen, 

•	� die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 
Optionsrecht ausgegeben wurden bzw. werden, sofern die Schuldver-
schreibungen aufgrund einer während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigung geltenden Ermächtigung in entsprechender Anwendung des  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgege-
ben wurden bzw. werden;

•	� die als eigene Aktien aufgrund einer zum Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens dieser Ermächtigung geltenden bzw. an deren Stelle tretenden Er-
mächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG i. V. m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre veräußert werden.

Die Ermächtigung, das Bezugsrecht in einem Umfang von bis zu ins-
gesamt 10 % des Grundkapitals auszuschließen, um die neuen Aktien 
zu einem Ausgabebetrag auszugeben, der den Börsenpreis der bereits 
börsennotierten Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung nicht we-
sentlich unterschreitet, versetzt den Vorstand in die Lage, Aktien zum 
Zwecke der Platzierung mit börsennahem Ausgabekurs zu emittieren. 
Damit eröffnet sich die Möglichkeit, bei einer Kapitalerhöhung einen 
höheren Mittelzufluss als bei einer Bezugsrechtsemission zu erzielen. 
Dabei wird dem Schutzbedürfnis der Aktionäre vor einer Verwässerung 
ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Selbst bei voller Ausnutzung 
dieser Ermächtigung ist ein Bezugsrechtsausschluss nur für einen Betrag 
möglich, der 10 % des Grundkapitals nicht überschreitet. Im Interesse der 
Aktionäre wird für die Berechnung dieser 10 %-Grenze entweder auf das 
zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung über das 
genehmigte Kapital 2018, das zum Zeitpunkt der Eintragung im Han-
delsregister oder das zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vor-
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handene Grundkapital, je nachdem, zu welchem dieser Zeitpunkte das 
Grundkapital am geringsten ist. Ferner ist festgelegt, dass die Ausgabe 
der Aktien zur Wahrung der Belange der Aktionäre in enger Anlehnung 
an den Börsenkurs zu erfolgen hat. Es kommt bei einem Bezugsrechts-
ausschluss zwar zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote 
und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. Ak-
tionäre, die ihre relative Beteiligungsquote und ihren relativen Stimm-
rechtsanteil erhalten möchten, haben indessen die Möglichkeit, die hier-
für erforderliche Aktienzahl über die Börse zu erwerben.

Dem vorgenannten Zweck dient zwar auch die Verwendungsermächti-
gung in lit. d) (2) des zu Tagesordnungspunkt 6 der Hauptversammlung 
vom 29. Juni 2017 gefassten Beschlusses zum Erwerb und zur Verwen-
dung eigener Aktien der Gesellschaft. Der Gesellschaft soll aber die not-
wendige Flexibilität eingeräumt werden, solche Zwecke auch unabhängig 
von einem Erwerb eigener Aktien erreichen zu können.

Außerhalb der vorgenannten Ermächtigungen zum Bezugsrechtsaus-
schluss kann das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats nur für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses 
entstehen und nicht mehr gleichmäßig auf alle Aktionäre verteilt werden 
können, zur Erleichterung der Abwicklung ausgeschlossen werden.

Weiterhin wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der Kapitalerhöhungen 
aus dem genehmigten Kapital 2018 festzulegen.

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Er-
mächtigung zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeit 
wird dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands und des 
Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt.

Der Vorstand wird über die Ausnutzung des genehmigten Kapitals 2018 
jeweils in der nächsten Hauptversammlung berichten.

Wiesloch, im Mai 2018
MLP SE
Der Vorstand


